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NJECL New Journal of European Criminal Law
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NK-StGB Nomos Kommentar zum Strafgesetzbuch
No. number
Nr. Nummer
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht
NZI Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht
NZWiSt Neue Zeitschrift für Wirtschafts-, Steuer- und Unternehmens‐

strafrecht
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick‐

lung
OJ Official Journal of the European Union
OK Organisierte Kriminalität
OlAP Olomeleia Areios Pagos
OrgKG Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und

anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität v.
15.7.1992 (BGBl. I 1302)

OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
para. paragraph
PoinCh Poinika Chronika
PoinDik Poiniki Dikonomia
Prot. Protokoll
RB Rahmenbeschluss
RefE Referentenentwurf
RegE Regierungsentwurf
RFSR Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
RiStBV Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren
RL Richtlinie

Abkürzungsverzeichnis

23



Rn. Randnummer(n)
RStGB Reichsstrafgesetzbuch
RW Rechtswissenschaft
s. siehe
S. Seite; Satz
s.g. so genannte(r/s)
s.o. siehe oben
SDOE griechisches Sondersekretariat der Einheit für Finanz- und

Wirtschaftskriminalität
SDÜ Schengener Durchführungsübereinkommen (ABl. 2000 Nr. L

239 S. 19)
SEV Sammlung der Europaratsverträge
SK-grStGB Systematischer Kommentar zum grStGB
sog. sogenannte(r/s)
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
StA Staatsanwaltschaft
StAR Stolen Asset Recovery Initiative
StE Symboulio tis Epikrateias – Staatsrat (griechisches Verfassungs‐

gericht und oberstes Verwaltungsgericht)
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
StraFo Strafverteidiger Forum
StrRG Strafrechtsreformgesetz
StV Strafverteidiger
SWD Staff Working Document
SymvEfThes Symvoulio Efeton Thesallonikis – Berufungsrat Thessaloniki
Trib. Tribunale
TUF Testo unico della finanza
TULD Testo unico delle disposizioni legislative in materia doganale
u. und
u.a. und andere; unter anderem
u.v. unter vielen
UK Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland
UN Vereinte Nationen

Abkürzungsverzeichnis

24



UNAFEI United Nations Asia and Far East Institute for the Prevention of
Crime and the Treatment of Offenders

UNCAC Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption
(Merida-UN-Konvention von 2003)

UNCATND Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen den un‐
erlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen
(Wiener Konvention von 1988)

UNODC Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe‐
kämpfung

UNTOC Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber‐
schreitende organisierte Kriminalität (Palermo-Konvention von
2000)

Urt. Urteil
US/USA Vereinigte Staaten von Amerika
usw. und so weiter
v. von/vom; versus
v.Chr. vor Christus
verb. Rs. verbundene Rechtssache(n)
Verf.in Verfasserin
vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vol. Volume – Band
WD Wissenschaftliche Dienste
wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht
Yper. Yperaspisi
z.B. zum Beispiel
ZIS (Online-)Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik
ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium
ZP Zusatzprotokoll
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft
zutr. zutreffend
ZWH Zeitschrift für Wirtschaftsstrafrecht und Haftung im Unterneh‐

men

Abkürzungsverzeichnis

25





Einleitung

A. Einführung in das Thema

I. Die Einziehung von Taterträgen in der EU zwischen Pluralisierung und
Harmonisierung

In der Europäischen Union (EU) wird die Einziehung von Erträgen aus
Straftaten (im deutschen Sprachraum auch als strafrechtliche Vermögens‐
abschöpfung bekannt) seit langem als eines der wirkungsvollsten Mittel
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität angesehen. Die Einziehung
richtet sich gegen den Hauptgrund der Existenz krimineller Vereinigungen,
nämlich gegen die Gewinnmaximierung durch illegale Mittel. Die Einzie‐
hungsanordnung wird durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung
erreicht, die zur endgültigen Entziehung von (unrechtmäßig erlangten)
Vermögensgegenständen führt.1 Dieser Ausschnitt ist nur ein Beispiel dafür,
was man auf einer offiziellen Website der EU findet, wenn man nach dem
Begriff der Einziehung sucht.

Die erste wichtige Erkenntnis gleich zu Beginn dieser Forschung war,
dass sich die Einziehungssysteme in den EU-Mitgliedstaaten erheblich von‐
einander unterscheiden.2 Die Unterschiede sind vielfältig. Jede nationale
Rechtsordnung kennt in ihrem Einziehungsinstrumentarium verschiedene
Einziehungsformen (Einziehung nach Verurteilung und Einziehung ohne
Verurteilung), die sich zumeist hinsichtlich ihres Gegenstandes (Taterträge,
Tatprodukte, Tatmittel, Tatobjekte), ihrer Rechtsnatur (Strafe, Sicherungs‐
maßnahme, sui generis Maßnahme), ihrer materiell- und verfahrensrecht‐
lichen Anordnungsvoraussetzungen (Anordnungsbehörde, Strafverfahren
oder selbstständiges Einziehungsverfahren) und ihrer Rechtsfolgen (zwin‐
gende oder fakultative Einziehungsanordnung) unterscheiden. Es ist nicht
einmal sicher, dass alle Einziehungsformen in den Rechtsordnungen der

1 Abrufbar unter https://e-justice.europa.eu/94/DE/confiscation?init=true (zuletzt am
6.6.2023 abgerufen).

2 Ein kurzer Blick in den Bericht der Kommission von 2021 (Study on freezing, con‐
fiscation and asset recovery – what works, what does not work, Country chapters,
HOME/2018/ISFP/FW/EVAL/0081) genügt, um diese Auffassung zu bestätigen.

27

https://e-justice.europa.eu/94/DE/confiscation?init=true


EU-Mitgliedstaaten immer im Rahmen des Strafrechts geregelt werden.3 Es
ist also diese Vielfältigkeit der nationalen Einziehungssysteme, die zu der
Vorstellung führt, dass die Einziehung von Erträgen aus Straftaten in der
EU am besten mit einem bunten Mosaik verglichen werden kann.

Die zweite, ebenfalls relativ schnell gewonnene Erkenntnis war, dass die
justizielle Zusammenarbeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten im Bereich
der gegenseitigen Anerkennung von Einziehungsentscheidungen gerade
durch diese Unterschiede zwischen den nationalen Einziehungssystemen
behindert wird. Es kommt häufig vor, dass die nationale Behörde des Voll‐
streckungsstaates eine Einziehungsentscheidung, die von einem anderen
EU-Mitgliedstaat als Entscheidungsstaat erlassen wurde, nicht anerkennt
und vollstreckt, wenn sie nicht über eine äquivalente Einziehungsform
in ihrem nationalen Einziehungssystem verfügt.4 Infolgedessen sind die
Einziehungsquoten auf EU-Ebene nach wie vor sehr niedrig, was dem Po‐
tenzial der Einziehung als eines der wirksamsten Mittel der Kriminalitäts‐
bekämpfung, das in den Rechtsakten der EU immer wieder betont wird,5
nicht gerecht wird. Die EU ist sich dieser Tatsache bewusst und versucht,
parallel und im Wesentlichen auf zwei Ebenen tätig zu werden, indem sie
einerseits die nationalen Einziehungssysteme schrittweise harmonisiert und
andererseits die gegenseitige Anerkennung von Einziehungsentscheidungen
erleichtert. Die Einziehung von Erträgen aus Straftaten erfährt somit eine
intensive Europäisierung.

II. Die Einziehung von Taterträgen in der EU als Rechtsinstitut,
kriminalpolitisches Instrument und soziale Forderung

Die Einziehung ist kein neues Rechtsinstitut, das in den letzten Jahren im
Rahmen des europäischen Strafrechts entstanden ist, so wie z.B. der Euro‐

3 Bekannte Beispiele für in rem-Einziehungsverfahren in den Rechtssystemen der EU-
Mitgliedstaaten sind die zivilrechtlichen Einziehungsverfahren in Bulgarien und Slo‐
wenien sowie das administrativ-präventive Einziehungsverfahren in Italien. Vgl. dazu
ibid., S. 69, 302, 304, 599.

4 Genau dieses Problem scheint die neue VO (EU) 2018/1805 (Fn. 12) lösen zu wollen,
denn in ErwG. 13 heißt es: „Auch wenn solche Entscheidungen im Rechtssystem eines
Mitgliedstaats möglicherweise nicht existieren, sollte der betreffende Mitgliedstaat die
von einem anderen Mitgliedstaat erlassene Entscheidung anerkennen und vollstrecken
können“.

5 Vgl. dazu ErwG. 3 sowohl der RL 2014/42/EU (Fn. 11) als auch der VO (EU) 2018/1805.
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päische Haftbefehl (EuHb) oder die Europäische Ermittlungsanordnung
(EEA). Obwohl es sich heute um ein Rechtsgebiet mit starkem europäi‐
schem Einfluss handelt, darf nicht vergessen werden, dass die Einziehung
als Rechtsinstitut schon seit langem existiert und ihre Wurzeln im römi‐
schen Recht hat.6 Und obwohl sie lange Zeit in Vergessenheit geraten war,
hat sie seit der Ende der 1900er-Jahre auf internationaler Ebene eine Re‐
naissance erlebt.7 Sie wurde aus der „Mottenkiste“ der Strafrechtsgeschichte
geholt, um neue, bedrohliche grenzüberschreitende Kriminalitätsphänome‐
ne wie organisierte Kriminalität, Drogenhandel, Terrorismus, Korruption
und andere Formen der Wirtschaftskriminalität zu bekämpfen.8 Seitdem
hat sie eine intensive Internationalisierung9 und Europäisierung10 erfahren.
Insbesondere im Hinblick auf die Europäisierung versucht die EU durch
eine Reihe von Rechtsakten (zunächst durch Rahmenbeschlüsse als Rechts‐
instrumente der „Dritten Säule“, nach dem Vertrag von Lissabon durch eine
Richtlinie (RL 2014/42/EU)11 und – noch mutiger – durch eine Verordnung
(VO (EU) 2018/1805)12 und jetzt durch einen neuen Richtlinienvorschlag
202213) die beiden oben genannten Ziele der Harmonisierung und der
gegenseitigen Anerkennung zu erreichen. Nachdem also die Einziehung

6 Vgl. dazu Arnold, Verfall, Einziehung und Unbrauchbarmachung, 2015, S. 6 ff.
7 Vgl. dazu Fernandez-Bertier, in: Ligeti/Simonato, Chasing Criminal Money, 2017,

S. 62, 75, der eine „(r)evolution (or rebirth)” der Einziehung von Taterträgen zeitlich
im Jahr 1970 und geographisch in den USA platziert.

8 Ibid., S. 62 ff., der vier (4) Entwicklungsphasen der Einziehung von Taterträgen un‐
terscheidet, nämlich die Wiederbelebung und Fokussierung auf die Erträge in den
1970er–1980er-Jahren („war on drugs and on organised crime“), die Konsolidierung
und Ausweitung in den 1990–2010er-Jahren („war on acquisitive crime“), die Neudefi‐
nition des Anwendungsbereichs und der Reichweite in den 2000er-Jahren („war on
terror“) und die exzessive Auslegung in den 2000–2010er-Jahren („war on white-col‐
lar crime“).

9 S. ausführlich unten Erster Teil, B.
10 S. ausführlich unten Erster Teil, C.
11 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April

2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 v. 29.4.2014, S. 39 ff.).

12 Verordnung (EU) 2018/1805 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. No‐
vember 2018 über die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und Einzie‐
hungsentscheidungen (ABl. L 303 v. 28.11.2018, S. 1 ff.).

13 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments
und des Rates über die Abschöpfung und Einziehung von Vermögenswerten, v.
25.5.2022, COM(2022) 245 final – 2022/0167(COD). Für eine erste Kommentierung
des neuen Richtlinienvorschlags s. Sakellaraki, NJECL 13(4) 2022, 478.
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einmal aus dem Winterschlaf erwacht ist, scheint sie nicht vorzuhaben, in
absehbarer Zeit dorthin zurückzukehren – ganz im Gegenteil.

Das kriminalpolitische Bedürfnis, das durch die Einziehung befriedigt
werden soll, besteht darin, dass die Strafverfolgungsbehörden das Geld
selbst ins Visier nehmen sollen, anstatt einzelne Täter zu verfolgen. Im
Rahmen des sogenannten „follow the money approach“14 stellt die Vermö‐
genabschöpfung daher neben der Geldwäschegesetzgebung die Zweite Säu‐
le dieses alternativen, „gegen das illegal erworbene Vermögen“ gerichteten
Ansatzes dar. „Crime does not pay“15 und „Hit them where it hurts the
most“16 sind die prominentesten Zitate, die die ratio für die Renaissance
der Gewinnabschöpfung aus Straftaten liefern: Straftaten dürfen sich nicht
lohnen, und die Abschöpfung unrechtmäßig erworbenen Reichtums kann
den Tätern mehr wehtun als Freiheitsstrafen.17 Der Schluss daraus: Was un‐
rechtmäßig erworben wurde, soll nicht in den Händen der Täter bleiben. In
diesen Sätzen bündelt sich auch die hohe kriminalpolitische Relevanz des
Themas. Dort, wo die traditionellen Strafen keine adäquate Antwort mehr
bieten können, um die genannten bedrohlichen Kriminalitätsphänomene
wirksam zu bekämpfen, scheint die Einziehung langsam die Oberhand zu
gewinnen. Es ist allgemein bekannt, dass es sehr schwierig ist, hochrangige
Kriminelle aus organisierten kriminellen Gruppen zu verurteilen, da keine

14 Vgl. dazu Naylor, Social Justice, 28 (3 (85)) 2001, 121, 121 f., der erwähnt: „Instead of
simply closing rackets that generate illegal income, the central objective has become to
attack the flow of criminal profits after they have been earned“, was später als „follow
the money strategy“ bezeichnet wird; Stessens, Money Laundering, 2000, S. 12, der
diese neue Strafrechtspolitik zwar nicht ausdrücklich als „follow the money“ bezeich‐
net, aber hervorhebt: „This new policy strives to curb crime by taking away the profits
of crime, rather than by punishing the individuals who have allegedly committed the
crimes.”

15 So auch u.a. ausdrücklich die Europäische Kommission, Bericht der Kommission an
das Europäische Parlament und den Rat, Abschöpfung und Einziehung von Vermö‐
genswerten: Straftaten dürfen sich nicht auszahlen, v. 2.6.2020, COM(2020) 217 final.

16 Nelen, Crime, Law and Social Change, 41(5) 2004, 517, der einleitend feststellt: „By
dismantling their organisations financially, criminals must be hit at their supposedly
most vulnerable spot: their assets. Such an approach is expected to have more impact
on the activities of a criminal organisation than the imposition of long terms of impris‐
onment to some of its members.“

17 S. auch Ligeti/Simonato, in: dies., Chasing Criminal Money, 2017, S. 1–2, die in diesen
beiden Zitaten die strafende und vergeltende Dimension der Vermögensabschöpfung
erkennen.

Einleitung

30


